
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Wahrheit / Anhören bei schweren Vorwürfen 
(Fricker c. «Basler Zeitung») 
 
Stellungnahme des Schweizer Presserats 43/2021 
vom 12. Juli 2021 
 
 
I. Sachverhalt 
 
A. Am 26. August 2020 berichtete der Journalist Daniel Wahl in der «Basler Zeitung» 
(BaZ) über die Versammlung der reformierten Kirchgemeinde in Biel-Benken vom 15. 
August 2020. Der Titel lautete «Das orchestrierte Kirchentheater des Kurators». Im 
Untertitel war von einer «Inszenierung in Biel-Benken» die Rede, und es heisst, dass 
«die Angriffe gegen Pfarrer Nico Rubeli nach dem Drehbuch des Kurators Markus 
Fricker» erfolgt seien. Der Artikel spricht von einer «skandalösen» Versammlung der 
Kirchgemeinde Biel-Benken. Konkret erhob der Journalist folgende Vorwürfe 
gegenüber dem Kurator und Mediator der Kirchgemeinde Markus Fricker: Fricker habe 
schwerwiegende Vorwürfe gegenüber Pfarrer Rubeli unwidersprochen gelassen und 
auch den nachfolgenden Applaus toleriert. Der von der Reformierten Landeskirche 
Baselland eingesetzte Kurator und Mediator Fricker wirke auf die Absetzung des 
Pfarrers hin, indem er eine Ersatzwahl der Kirchenpflege noch vor den Sommerferien 
(trotz dem Eingang von Unterschriften für Kandidaturen) verhindert habe und damit 
sein Mandat bis mindestens Ende Jahr weiterführen könne. Fricker hätte die 
beantragte Einberufung zu einer ausserordentlichen Kirchgemeindeversammlung 
verhindert, indem er die Vermutung geäussert habe, dass man in Corona-Zeiten keine 
Unterschriften sammeln dürfe. Als schliesslich auf den 15. August 2020 eine 
Kirchgemeindeversammlung einberufen wurde, habe Fricker in einer kurz vor der 
Versammlung nur an ausgewählte Nominierte für die Kirchenpflege versandten Mail auf 
die Möglichkeit hingewiesen, dass aus der Mitte der Versammlung ein Antrag auf 
Nichteintreten auf das traktandierte Geschäft der Ersatzwahl gestellt werde könne. 
Dieses Mail sei aber beispielsweise nicht an Kirchenpfleger Andreas Dieckow, der zu 
Pfarrer Rubeli gehalten habe, verschickt worden. Fricker habe die Meinungsbildung 
manipuliert und sich damit eine Verlängerung seines Amts bis mindestens Ende 2020 
gesichert. Dabei steht der Vorwurf im Raum, Fricker habe aus Eigeninteresse 
gehandelt: Im Zusammenhang mit der Verlängerung des Kurator-Amtes ist von «sein 
Lohn» die Rede. 
 

Schweizer Presserat
Conseil suisse de la presse
Consiglio svizzero della stampa

Ursina Wey
Geschäftsführerin
Rechtsanwältin

Münzgraben 6
3011 Bern

+41 33 823 12 62
info@presserat.ch
presserat.ch

Schweizer Presserat
Conseil suisse de la presse
Consiglio svizzero della stampa
Swiss press council



 
 
 
 

2 

B. Am 15. und 29. September 2020 wandte sich der anwaltlich vertretene Kurator 
Markus Fricker an die «Basler Zeitung»: Er sei nicht angehört worden, der Artikel vom 
26. August 2020 verletze die Wahrheitspflicht und sei zu löschen. 
 
C. Mit Schreiben vom 23. September 2020 wies die BaZ (vertreten durch den 
Rechtsdienst der TX Group) sämtliche Vorwürfe zurück und lehnte es auch ab, den 
Artikel zu löschen. Als Entgegenkommen bot die BaZ Fricker an, eine Stellungnahme 
von maximal 500 Zeichen zu publizieren. 
 
D. Am 2. September 2020 veröffentlichte die BaZ in der Rubrik «Meinungen und 
Profile» eine Stellungnahme («Einspruch») von Pfarrer Christoph Herrmann im Namen 
des Kirchenrats von Baselland. Darin moniert Herrmann die Berichterstattung der BaZ 
in Bezug auf den vom Kirchenrat der Evangelisch-reformierten Kirche Basel-
Landschaft eingesetzten Kurator Markus Fricker und spricht von teilweise falschen 
Tatsachenbehauptungen. Die Unterstellung, dass Fricker durch manipulatives 
Verhalten sein Mandat habe verlängern wollen, treffe nicht zu. Auch sei der Vorwurf, 
Fricker habe eine auf den 20. Juni geplante ausserordentliche 
Kirchgemeindeversammlung willentlich verschoben, nicht wahr, da er durch die 
Verschiebung auf den 15. August lediglich der Covid-19-Vorgabe der kantonalen 
Stabsstelle für Gemeinden gefolgt sei, die besagte, dass eine Versammlung einzig zum 
Zweck von Wahlen wegen mangelnder Dringlichkeit nicht bewilligungswürdig sei. 
 
E. Am 29. Oktober 2020 erhob der anwaltlich vertretene Markus Fricker beim 
Schweizer Presserat Beschwerde gegenüber der «Basler Zeitung» wegen dem Artikel 
von Daniel Wahl vom 26. August 2020 («Das orchestrierte Kirchentheater des Kurators. 
Inszenierung in Biel-Benken. Die Angriffe gegen Pfarrer Nico Rubeli erfolgten nach dem 
Drehbuch des Kurators Markus Fricker»). Die Ziffer 1 (Wahrheit) der «Erklärung der 
Pflichten und Rechte der Journalistinnen und Journalisten» (nachfolgend «Erklärung») 
und die zur «Erklärung» gehörende Richtlinie 3.8 (Anhören bei schweren Vorwürfen) 
seien verletzt worden. 
 
Der Beschwerde wurde umfangreiches Material als Beweismittel für die monierten 
Verstösse beigelegt. Dazu gehören zwei weitere von Daniel Wahl in der BaZ am 13. 
und 17. August 2020 veröffentlichte Artikel, die vor dem beanstandeten Artikel vom 26. 
August publiziert wurden. Anders als in den am 13. und 17. August veröffentlichten 
Artikeln, bei denen der Journalist Wahl den Kurator kontaktiert habe, habe Wahl im 
dritten Artikel Vorwürfe platziert, zu denen er Fricker nicht angehört habe, 
insbesondere zum Vorwurf, wonach Fricker die Meinungsbildung manipuliert habe, 
oder dass er aktiv auf die Absetzung von Pfarrer Rubeli hingewirkt habe. Im Artikel vom 
26. August seien daher auch keine diesbezüglichen Stellungnahmen Frickers 
wiedergegeben. Zwar sei im Zusammenhang mit dem Vorwurf des absichtlichen 
Verhinderns einer Ersatzwahl die zu den früheren Artikeln eingeholte Äusserung 
Frickers («Das ist Unsinn») nochmals wiedergegeben worden. Doch hätte er sich zum 
Vorwurf, dass er sein Mandat als Kurator habe verlängern wollen, nicht äussern 
können. Entsprechend fände sich im beanstandeten Artikel auch keine Äusserung zu 
diesem Vorwurf. Der Beschwerde sind diverse Materialien beigefügt (u.a. Protokoll der 
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Kirchgemeindeversammlung vom 15. August 2020, E-Mails und Korrespondenz 
zwischen Fricker, Mitgliedern der Kirchenpflege und der Kirchgemeinde, ein Schreiben 
des Gemeinderats Biel-Benken an die BaZ vom 26. August 2020, das sich über den 
Artikel beschwert, ein Auszug aus dem Kirchengesetz des Kantons Baselland). 
 
F. In der vom TX-Rechtsdienst verfassten Beschwerdeantwort der BaZ vom 29. März 
2021 stellte die Redaktion den Antrag, auf die Beschwerde sei nicht einzutreten, da die 
BaZ bereits «Korrekturmassnahmen» gemäss Art. 11 Abs. 1 des Geschäftsreglements 
des Presserats ergriffen habe, indem sie am 2. September 2020 prominent auf Seite 2 
den «Einspruch» von Pfarrer Herrmann vom basellandschaftlichen Kirchenrat publiziert 
habe. Sämtliche behaupteten Kodex-Verletzungen müssten deshalb als «geheilt» 
betrachtet werden. Für den Fall, dass der Presserat auf die Beschwerde eintrete, 
betont die BaZ, dass der Artikel vom 26. August 2020 weder gegen Ziffer 1 noch 
Richtlinie 3.8 verstossen habe. 
 
Zu Ziffer 1: Hinsichtlich des Einspruch Frickers, dass er die Ersatzwahl nicht willentlich 
verschoben habe, um sein Mandat als Kurator zu verlängern, sondern lediglich der 
Vorgabe der Stabsstelle Gemeinden des Kantons Baselland gefolgt sei, argumentiert 
die BaZ demgegenüber, dass der Bundesrat per 6. Juni 2020 weiterreichende 
Öffnungen beschlossen und Veranstaltungen bis zu 300 Personen wieder erlaubt habe. 
Nirgends sei belegt, dass die Stabsstelle Gemeinden des Kantons Baselland die 
Einberufung einer Kirchgemeindeversammlung untersagt hätte.  
 
Zu Richtlinie 3.8: Zum Vorwurf, wonach Fricker die Meinungsbildung manipuliert und 
aktiv auf die Absetzung von Pfarrer Rubeli hingewirkt habe, besteht die BaZ darauf, 
dass es sich hier nicht eigentlich um Vorwürfe handle, sondern lediglich um kritische 
Sachverhaltsbeschreibungen realer Vorgänge, welche durch Zeugen und die der 
Beschwerdeantwort beiliegenden schriftlichen Dokumente belegt seien. So habe etwa 
die zur Mediation von der Kirchgemeinde beigezogene Dekanin dem BaZ-Redaktor an 
der Versammlung vom 15. August bestätigt, dass Fricker auf Rubelis Absetzung 
abziele. Charakterisiere man die fraglichen Vorgänge als Vorwürfe, so seien diese 
ohnehin nicht schwer, sodass eine Anhörungspflicht entfalle. 
 
G. Das Präsidium des Presserats wies den Fall seiner 3. Kammer zu; ihr gehören Max 
Trossmann (Kammerpräsident), Annika Bangerter, Monika Dommann, Michael Furger, 
Jan Grüebler, Simone Rau und Hilary von Arx an. 
 
H. Die 3. Kammer behandelte die Beschwerde an ihrer Sitzung vom 7. Juni 2021 und 
auf dem Korrespondenzweg. 
 
 
II. Erwägungen 
 
1. Der Presserat hat sich auf den letzten Artikel vom 26. August 2020 beschränkt, 
jenen Artikel, den auch Markus Fricker beanstandet. Die von der BaZ am 13. und 17. 
August publizierten Artikel waren nicht Beschwerdegegenstand. 
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2. Zu klären ist, ob der Artikel die Ziffer 1 (Wahrheit) der «Erklärung der Pflichten und 
Rechte der Journalistinnen und Journalisten» verletzt hat sowie die Anhörungspflicht 
gemäss Richtlinie 3.8 zur «Erklärung». 
 
3. Zu Ziffer 1: Ziffer 1 stellt die Wahrheitssuche ins Zentrum der journalistischen 
Recherchen. Sie setzt die Überprüfung des Wahrheitsgehalts der Informationen und 
deren Berichtigung voraus. Zwar ist der Bericht recht polemisch verfasst, operiert mit 
vorwurfsvollen Andeutungen, lässt an einigen Stellen auch offen, welche Quellen seine 
Aussagen stützen. Der Artikel kritisiert im Zusammenhang mit Konflikten in der 
Kirchgemeinde Biel-Benken einseitig den vom Kirchenrat Baselland delegierten 
Kurator und Mediator Markus Fricker. Doch dürfen Medienberichte, so hat der 
Presserat in verschiedenen Stellungnahmen festgehalten, durchaus einseitige 
Parteidarstellungen wiedergeben, weil sie damit auch dem Interesse der Öffentlichkeit 
an kontroversen Informationen dienen, gerade auch bei Konflikten. Sie müssen auch 
einseitige Berichte nicht stets durch ergänzende Recherchen objektivieren. Der Konflikt 
in der Kirchgemeinde Biel-Benken ist von öffentlichem Interesse. Die Recherchen und 
die Berichte zu diesen Konflikten sind aus medienethischer Sicht als legitim zu 
bezeichnen. Die im Artikel vom 26. August 2020 formulierten Einschätzungen und 
Wertungen beruhen auf Eindrücken des Journalisten von der Versammlung der 
Kirchgemeinde in Biel-Benken vom 15. August 2020 und auf Recherchen. Der 
Presserat sieht deshalb die Ziffer 1 (Wahrheit) nicht als verletzt an. 
 
4. Zu Richtlinie 3.8: Diese Richtlinie hält die Pflicht der Journalistinnen und Journalisten 
fest, Betroffene vor der Publikation von schweren Vorwürfen anzuhören. Deren 
Stellungnahme ist im gleichen Medienbericht kurz und fair wiederzugeben. Die 
Betroffenen sollen sich angemessen äussern können.  
 
Es gibt im BaZ-Artikel vom 26. August 2020 keinen Hinweis auf eine Anhörung und das 
Einholen einer Stellungnahme des Beschwerdeführers Markus Fricker zu den im 
Bericht erhobenen Vorwürfen. Der Artikel verweist zwar auf Aussagen, die Markus 
Fricker in der Woche vor der Kirchgemeindeversammlung vom 15. August 2020 
gemacht hatte. Es handelt sich um die Aussagen Frickers, dass es ein Unsinn sei, dass 
er die Ersatzwahl verhindern wolle und mit einer Sprengkandidatin eine stille und 
sofortige Wahl verunmöglichen wolle. Diese Aussagen werden im Artikel im selben 
Satz als «Schalmeienklänge» bezeichnet, also entkräftet. Mit der Verwendung des 
Begriffs «Schalmeienklänge» insinuiert der Journalist, dass die Aussagen unecht und 
heuchlerisch seien. Der Rekurs auf Aussagen Frickers vor dem 15. August 2020 
vermag die Pflicht zur Anhörung und zur Wiedergabe einer Stellungnahme im gleichen 
Bericht nicht überflüssig zu machen. Denn die Richtlinie 3.8 erfordert die Nennung der 
konkreten Vorwürfe. Nach Beurteilung des Presserats hat zum Artikel vom 26. August 
keine Anhörung Frickers stattgefunden und ist keine Stellungnahme des Kurators 
wiedergegeben. Richtlinie 3.8 verpflichtet zudem zur Anhörung bei «schweren 
Vorwürfen». Die Vorwürfe, der Beschwerdeführer habe aktiv auf die Absetzung von 
Pfarrer Nico Rubeli hingewirkt, die Ersatzwahl der Kirchenpflege verhindert, die 
Meinungsbildung manipuliert und könne als «Lohn» sein Amt des Kurators bis 
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mindestens Ende Jahr weiter ausüben, beurteilt der Presserat als schwerwiegend. 
Denn sie stellen die Integrität Frickers in der Ausübung seines Amts als Kurator und 
seine Redlichkeit insgesamt in Frage. Der Kurator soll ja gerade ausgleichen und 
schlichten und den Konflikt «heilen»; da wiegt der Vorwurf, er mache quasi das 
Gegenteil, sehr schwer. Auch weil der Artikel die Quellenhinweise für einige seiner 
polemischen Aussagen schuldig bleibt, wäre ein Anhören notwendig gewesen. 
 
Zu klären bleibt, ob der am 2. September 2020 veröffentlichte Gastbeitrag von 
Kirchenratspräsident Christoph Herrmann die BaZ von der Pflicht zur Anhörung und 
Wiedergabe einer fairen und kurzen Stellungnahme befreit habe, wie von der Redaktion 
behauptet. Doch die Richtlinie 3.8 zur «Erklärung» ist da ganz unmissverständlich und 
spricht von einer Stellungnahme im gleichen Medienbericht. Ein Kommentar der 
Landeskirche Baselland, der erst zwei Wochen später erscheint, und auch nicht als 
Gegendarstellung zum Artikel vom 26. August 2020 gekennzeichnet ist, vermag diese 
Pflicht nicht nachträglich noch zu erfüllen. 
 
Der Presserat sieht damit die Anhörungspflicht nach Richtlinie 3.8 zur «Erklärung» 
verletzt.  
 
 
III. Feststellungen 
 
1. Der Presserat heisst die Beschwerde teilweise gut. 
 
2. Die «Basler Zeitung» hat mit dem Artikel «Das orchestrierte Kirchentheater des 
Kurators» vom 26. August 2020 die Ziffer 3 (Pflicht zur Anhörung bei schweren 
Vorwürfen) der «Erklärung der Pflichten und Rechte der Journalistinnen und 
Journalisten» verletzt. 
 
3. Nicht verletzt hat die BaZ mit dem Artikel die Ziffer 1 (Wahrheit) der «Erklärung». 
 


